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Dr. Gerhard Engel (Braunschweig)
Warum Kopenhagen ein Erfolg war

Ende vorigen Jahres ist in Kopenhagen der
„Klimagipfel“ zu Ende gegangen. Ur-
sprünglich wollte man dort die Weichen
für ein Nachfolge-Abkommen für das
Ende 2012 auslaufende „Kyoto-Proto-
koll“ stellen und verbindliche „Reduk-
tionsziele“ festlegen: Alle Staaten sollten
in einem noch festzulegenden Ausmaß
durch beschleunigte Installation von CO2-
vermeidender Technik und durch Energie-
steuererhöhungen den Ausstoß von „Treib-
hausgasen“ reduzieren. Zwei Wochen lang
verhandelten über 15.000 Teilnehmer aus
194 Ländern – zu denen auch Afghanis-
tan, Sudan und Zimbabwe gehörten – über
Einführung und Verschärfung von „Klima-
schutzmaßnahmen“. Hunderte Staats- und
Regierungschefs reisten zum Ende der
Konferenz an, Tausende Journalisten be-
richteten täglich von einem Ereignis, das
in der veröffentlichten Meinung als „Jahr-
hundertereignis“ bezeichnet wurde.

Das Ergebnis: Man einigte sich darauf,
Absichtserklärungen zur CO2-Reduktion
„zur Kenntnis zu nehmen“. Viele Men-
schen empfinden dieses Resultat als er-
nüchternd. Ich schließe mich dieser Ein-
schätzung an, allerdings in einem etwas
anderen Sinne: Der Kopenhagener Gipfel
war tatsächlich ein Erfolg – nämlich ein
wesentlicher Schritt zu einer realistische-
ren, ökonomisch effizienteren, gerechte-
ren und damit rationaleren Entwicklungs-
politik. Drei Gründe seien hier genannt.

1. Kopenhagen bedeutet: Die Welt wird
sich weiter industrialisieren. Unbeeindruckt
von westlichen radikalökologischen Denk-

modellen wird die asiatische Hälfte der
Weltbevölkerung auf die rasche wirtschaft-
liche Entwicklung setzen. Und das mit
Recht: Die westliche Klimapolitik reflek-
tiert nämlich nicht die objektiven Interes-
sen der Weltbevölkerung, sondern die sub-
jektiven Interessen von linksökologischen
UN-Eliten und westlichen Basisgruppen.
Dafür hier nur zwei Belege: Der Gründer
des UN-Umwelt-Programms, Maurice
Strong, ließ sich in einem Interview 1990
folgendermaßen vernehmen: „Ist nicht die
einzige Hoffnung für unseren Planeten der
Zusammenbruch der Industrie-Zivilisatio-
nen? Ist es nicht unsere Pflicht, dafür zu
sorgen?“ (Nova 2009, S. 8, Quelle 91).
Und die klimapolitische Basis hat diese
für die gegenwärtige Weltbevölkerung
durchaus nicht ungefährliche Ideologie mit
ihrer Forderung nach einem „System-
wechsel“ folgsam internalisiert:

„Es gibt Lösungen für die Klima-Kri-
se. Was die Menschen und der Planet
brauchen, ist eine gerechte und nach-
haltige Veränderung unserer Gesell-
schaften in eine Form, die das Überle-
ben aller Menschen sicherstellt und ei-
nen fruchtbaren Planeten und ein er-
füllteres Leben für künftige Generatio-
nen ermöglicht.
Die Krise von heute hat ökonomische,
soziale, umweltabhängige, geopoliti-
sche und ideologische Aspekte, die ein-
ander in Hinblick auf die Klimakrise
sowohl beeinflussen als auch verstär-
ken. Deshalb fordern wir folgende drin-
gende Klima-Maßnahmen:
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y Die vollständige Aufgabe fossiler
Brennstoffe innerhalb der nächsten 30
Jahre. Dies erfordert Meilensteine für
jede 5-Jahresperiode. Wir fordern eine
unmittelbare Kürzung von Treibhaus-
gas-Emissionen der industrialisierten
Länder von mindestens 40% bis 2020
im Vergleich zum Niveau von 1990.
y Anerkennung, Bezahlung und Aus-
gleich der Klimaschuld für die Über-
konsumtion von Atmosphäre und der
Auswirkungen auf den Klimawandel
gegenüber allen betroffenen Gruppen
und Menschen.“ (Klimaforum 09, 2009)

Eine liberale Lösung dagegen würde lau-
ten: Nachhaltigkeit erwächst nicht aus Ver-
zicht, sondern aus Wachstum und Inno-
vation. Und dafür benötigen die Menschen
in den Entwicklungsländern weder mone-
täre Umverteilungsgeschenke an die Herr-
schenden noch Gratis-Windräder, sondern
eine grundlegend bessere Politik – näm-
lich vor allem stabile Eigentumsrechte (de
Soto 2002) und einen erleichterten Zugang
zu (Mikro-)Krediten und Kapital. Keine
nachhaltige Politik ist denkbar, die in die-
sem Punkt grundlegende wissenschaftli-
che Erkenntnisse über den Zusammen-
hang von Eigentumsrechten, Kapital und
Entwicklung sowie von Entwicklung, Bil-
dung und Innovation ignoriert. Gut gemein-
ter Öko-Paternalismus ist weder zielfüh-
rend noch außerhalb des Westens er-
wünscht (Kobusingye 2009).

2. Kopenhagen war das Fanal des sich
abzeichnenden weltpolitischen Bedeu-
tungsverlusts des Westens: Regeln und
Ziele der Weltpolitik können nun nicht
mehr allein von westlichen Polit-Funktio-
nären bestimmt werden. Und das ist auch
gut so. In diesem Zusammenhang war die

Erarbeitung oder besser: das Zustandekom-
men der Schlusserklärung von Kopen-
hagen besonders bemerkenswert. Die chi-
nesische Delegation blockierte dem Ver-
nehmen nach die Verhandlungen so hart-
näckig, dass US-Präsident Barack Obama
am 18.12.2009 gegen 21 Uhr ungeduldig
um ein Gespräch mit dem chinesischen
Premier Wen Jiabao bat, um die Dinge vor-
anzubringen. Doch Wen ließ Obama war-
ten. Er hatte sein Hotelzimmer offenbar
während des gesamten Kongresses ohne-
hin nur selten verlassen und galt für län-
gere Zeit als unauffindbar. Die laufenden
Verhandlungen mit den anwesenden Staats-
und Regierungschefs ließ der chinesische
Premier über einen der stellvertretenden
(!) Außenminister führen. Schließlich ge-
lang es der US-Delegation, den chinesi-
schen Premier in einem Verhandlungszim-
mer ausfindig zu machen. Ein offenbar
wutentbrannter Obama soll daraufhin in
das Zimmer gestürmt sein: „Sind Sie jetzt
bereit, mit mir zu reden, Herr Premier?
Sind Sie jetzt bereit? Herr Premier, sind
Sie bereit, mit mir zu reden?“ Dies dürfte
die Schlüsselszene der Konferenz gewe-
sen sein – und ein Symbol für die neuen
Realitäten in der Weltpolitik.

Man möchte sich lieber nicht den Eindruck
ausmalen, den ein sichtlich enervierter US-
Präsident auf die traditionell zurückhalten-
den Asiaten gemacht haben dürfte. Hier
geht es darum, dass der einst „mächtigste
Mann des Westens“ vor einer aufstreben-
den Weltmacht antichambrieren musste,
die allein eine Billion US-Dollar Devisen-
reserven hält und daher amerikanischem
Drängen gelassen entgegensehen kann. Es
blieb dem US-Präsidenten daher kaum
etwas Anderes übrig, als im direkten Ge-
spräch mit Wen und dem indischen Staats-
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chef Mammohan Singh sowie dem zufäl-
lig (?) anwesenden Südafrikanischen Prä-
sidenten Jacob Zuma die Grundlinien der
Kopenhagener Erklärung zu entwerfen und
an der klimaorthodoxen Europäischen
Union vorbei in die Konferenz einzubringen.

Zwar geriet in den frühen Morgenstunden
des 19.12. der sudanesische Diplomat Lu-
mumba Di-Aping angesichts des magere-
ren Konferenzergebnisses außer sich: Nie-
mand habe das Recht, Afrika zu zerstö-
ren, sagte der Sudanese als Sprecher der
G77-Entwicklungsländer. Nun – gerade
der Sudan führt der Welt vor, dass man
Länder auch ganz ohne die Verweigerung
von Hilfsgeldern ruinieren kann.

Aus liberaler Sicht ist zu begrüßen, dass
eine antihumanistische Deindustrialisie-
rungspolitik verhindert werden konnte.
Westliche Klimapolitik hätte außerdem be-
rücksichtigen müssen, dass Regeln für Al-
le eben auch im Interesse Aller liegen müs-
sen – eine sozialphilosophische (und hu-
manistische) Grundeinsicht, die offenbar
noch nicht in nennenswertem Umfang über
die philosophischen Seminarräume hinaus-
gedrungen ist. Das offensichtliche Schei-
tern der westlichen Politikziele signalisiert
daher ein konzeptionelles Politikversagen:
Wer ein Angebot macht, das nicht ange-
nommen wird, muss es grundlegend über-
denken. Eine Strategie des „Jetzt erst recht“
wird jedenfalls nicht funktionieren – im-
merhin repräsentieren allein China und Indi-
en zusammen etwa zwei Fünftel der Welt-
bevölkerung – und in nicht allzu ferner Zu-
kunft das Gros der Produktivität. Es ist
daher durchaus nachvollziehbar, dass die-
se beiden Länder die westlichen Absich-
ten, die „Klimagase“ zu reduzieren, ledig-
lich „zur Kenntnis nehmen“ wollten.

3. Kopenhagen bedeutet schließlich ein
Moratorium für ökologisch und ökono-
misch unüberlegte „Klimaschutz“-Maß-
nahmen. Ökologisch unüberlegt sind sie,
weil Chinesen und Amerikaner, ja inzwi-
schen selbst manche Europäer, sich schon
angesichts des gegenwärtigen Rekord-
Winters wohl nur schwer von der Stich-
haltigkeit der offiziösen Klimaforschung
überzeugt zeigen dürften. Und sowohl der
weiter bröckelnde „Konsens“ der Klimawis-
senschaftler als auch die jüngst ans Licht
gekommenen weiteren systematischen Da-
tenfälschungen und klimatologischen Trick-
sereien („Climategate“; vgl. Nova 2009)
zeigen, dass man nicht nur über die Poli-
tik des Klimawandels, sondern auch über
die zugrunde liegenden naturwissenschaft-
lichen Annahmen noch einmal grundlegend
neu nachdenken könnte. Ökonomisch un-
überlegt sind die bereits etablierten „Kli-
maschutz“-Maßnahmen, weil die gegen-
wärtige Klimapolitik überraschenderwei-
se gar keinen klimarelevanten Effekt hat
(Weimann 2008) – und zwar selbst dann,
wenn man voraussetzt, dass die Annah-
me einer CO2-induzierten Erderwärmung
triftig ist. (Wer spart, senkt den Preis und
erhöht so wieder die Nachfrage.) Wichti-
ger noch: Die Politiker scheinen zu über-
sehen, dass die Staatshaushalte im Wes-
ten keine weiteren Belastungen vertragen.
Wenn man die ungedeckten staatlichen
Pensionsversprechen mit einrechnet, sind
die europäischen Staaten durchschnittlich
mit etwa dem 1,5-fachen des Bruttosozi-
alprodukts verschuldet – eine Lage, in der
man auf ökonomisch seriöse und völker-
rechtlich zulässige Weise eigentlich keine
einzige weitere Milliarde über die Welt ver-
teilen dürfte – geschweige denn, wie von
manchen anvisiert, 100 Milliarden jährlich.
Wer es dennoch tut, spielt mit der Glaub-
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würdigkeit des Staates als Schuldner, mit
der Stabilität der Währung, mit dem Wohl-
stand seiner Bürger und letztlich mit der
Stabilität des Gemeinwesens. Aber die
Wirtschaftsgeschichte zeigt leider zur Ge-
nüge, dass Staaten ihren Zahlungsverspre-
chen ja bei weitem nicht immer Taten fol-
gen lassen (müssen) – mit allen daraus
erwachsenden Folgen.

Aus liberaler Sicht ist dagegen zu begrü-
ßen, dass mit Kopenhagen die Gefahr der
Budget-Überdehnung und das Risiko ei-
ner ökonomischen und politischen Desta-
bilisierung wieder in eine etwas weitere
Ferne gerückt sind.

Mein Fazit: Wenn kluge Politik bedeutet,
Konsequenzen aus der Widerlegung von
Irrtümern zu ziehen und Realitäten zu ak-
zeptieren, die man nicht ändern kann, dann
könnte die angeblich „gescheiterte“ Klima-
konferenz von Kopenhagen den Anfang
eines Lernprozesses markieren, der zu ei-
ner realistischeren und schon deshalb hu-
maneren Politik führt. Aber es ist unwahr-
scheinlich, dass die westlichen Demokra-
tien die Kraft haben, sich von bequemen
Unwahrheiten zu trennen, in die man (ein-
schließlich eines Friedens-Nobelpreises)
schon sehr viel investiert hat. Mit Fareed
Zakaria (2007) könnte man sagen: Kopen-
hagen war ein Sieg für den Liberalismus
– und eine Blamage für die durch Sonder-
interessengruppen korrumpierten westli-
chen Demokratien.
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